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Einleitung 

Die Zeiten, in denen völkerrechtliche Lehrbücher unter dem Stichwort 
"Flagge" lediglich Ausführungen zum Flaggen- oder Schiffsgruß machten 1 , 

sind vorbei. Im Vordergrund der seerechtlichen Betrachtung steht heute die 
Staatszugehörigkeit von Schiffen, deren Indiz das Führen einer Flagge ist. 

Flaggenrecht Lw.S. ist das (Völker-)Recht der Staatszugehörigkeit von Schif-
fen: als Flaggenverleihungsrecht behandelt es die völkerrechtlichen Vorausset-
zungen der Vergabe der Staatszugehörigkeit an ein Schiff; als Recht der Flag-
genhoheit Lw. S. grenzt es die aus der Flaggenverleihung erwachsenden Juris-
diktionsbefugnisse des Flaggenstaates gegen konkurrierende Befugnisse anderer 
Staaten ab und erlegt ihm zugleich bestimmte Pflichten auf. 

Mit dem Institut der Schiffsnationalität hat sich seit dem 19. Jahrhundert 
auch das Flaggenvölkerrecht kontinuierlich entwickelt, zunächst gewohnheits-
rechtlieh, seit dem Zweiten Weltkrieg v.a. auch in kodifizierter Form. Anstoß 
für letzteres gab insbesondere das Aufkommen der (zunächst) weitgehend als 
Fehlentwicklung empfundenen "Billigflaggen" ("flags of convenience"), welche 
die traditionellen Ordnungs strukturen des Seerechts unterlaufen haben und 
nicht nur Anlaß bedeutender völkerrechtlicher Fortentwicklungen, sondern 
auch Ursache steten Streites um Auslegung und Anwendung flaggenrechtlicher 
Grundsätze geworden sind. 

Die Intensität der Auseinandersetzungen um die "Billigflaggen" bzw. 
"Offenen Register" wird erst vor dem historischen und wirtschaftlichen Hinter-
grund des Phänomens der Ausflaggung, seiner Vorzüge und Nachteile für 
Schiffsnutzer, Flaggenstaaten und die Staatengemeinschaft insgesamt verständ-
lich; diese Einordnung erfolgt im ersten Teil der Untersuchung. 

Seine rechtliche Bedeutung gewinnt der Streit um die "Billigflaggen" und die 
Ausgestaltung des internationalen Flaggenrechts vor dem Hintergrund nicht nur 
der Voraussetzungen, sondern zunehmend auch der Folgen, die das Seevölker-
recht an die Flaggenverleihung knüpft. Die "flags of convenience" berühren 
verschiedene Bereiche des Rechts der Schiffsnationalität. Der zweite Teil der 
Untersuchung soll daher die Grundkonzepte von Staatszugehörigkeit und Flag-
genhoheit erläutern. 

Ziel der folgenden Hauptteile 3-5 der Studie ist es, zwei prinzipiell unter-
schiedliche Ansätze aufzuzeigen, welche im Flaggenrecht gegenüber den 

So noch de Martens. Precis du droit des gens modeme de I' Europe (Paris 1864), 416 ff. 
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"Offenen Registern" entwickelt worden sind. Der erste Ansatz zielt auf eine 
völkerrechtliche Normierung bestimmter Flaggenverleihungsvoraussetzungen, 
durch welche die internationale Ausflaggungspraxis direkt beeinflußt werden 
soll. Dieser "direct approach" steht auf dem Boden zahlreicher, vielfach wider-
sprüchlicher Strömungen in der Völkerrechts lehre und -praxis, die teils den 
Gedanken flaggenstaatlicher Kodifikationsfreiheit, teils verschiedene völker-
rechtliche Flaggenverleihungsschranken entwickeln und betonen. Nach zahlrei-
chen Versuchen einer expliziten Normierung international verbindlicher Flag-
genverleihungsvoraussetzungen hat dieser Ansatz schließlich zur Kodifizierung 
der berühmten Rechtsfigur des "genuine link" geführt. 

Diese "echte Verbindung" zwischen Schiff und Flaggenstaat hat als Voraus-
setzung des Staatszugehörigkeitserwerbs Eingang in das "Genfer Übereinkom-
men über die Hohe See" von 1958 (GÜHS) und das "Seerechtsübereinkom-
men" von 1982 (SRÜ) gefunden; eine Definition und Ausweitung hat neuer-
dings auch die "UN-Schiffsregisterkonvention" von 1986 versucht. Die 
(scheinbare) Vagheit des Begriffs hat vielfach zu seiner Einschätzung als 
"nudum praeceptum" oder "[ex impeifecta" geführt. Demgegenüber entwickelt 
die Untersuchung eine jurisdiktionsbezogene Auslegung des "genuine link", 
welche ihm einerseits die - historisch und systematisch zutreffende - Einord-
nung als Voraussetzung der Flaggenverleihung beläßt, andererseits aber die 
dem Flaggenstaat aufgrund der Flaggenverleihung erwachsenden Jurisdiktions-
pflichten als Maßstab auch des "genuine link" fruchtbar macht. 

Die Schwierigkeit einer verbindlichen Definition des "genuine link", v.a. 
aber seiner Durchsetzung gegenüber dem Flaggenstaat, hat seit den sechziger 
Jahren zur Entwicklung eines zweiten flaggenrechtlichen Ansatzes zur Ein-
dämmung negativer Auswirkungen von "Billigflaggen" geführt. Ausgehend von 
der bereits im GÜHS enthaltenen flaggenstaatlichen Grundpflicht einer 
"effective jurisdiction and control" zielt dieser "indirect approach" nicht mehr 
auf eine direkte Regulierung von Flaggenverleihungsvoraussetzungen, sondern 
auf eine Verschärfung der an diese geknüpften Folgepflichten des Flaggenstaa-
tes in den Bereichen Schiffssicherheit, Sozialstandards und Umweltschutz; die 
Einhaltung dieser flaggenstaatlichen Pflichten wird dabei gesichert durch eine 
zunehmende Ausweitung korrelierender Regelungs- und Durchsetzungsbefug-
nisse von Küsten- und Hafenstaaten gegen Schiffe unter fremder Flagge. Auch 
wenn dieser Ansatz nicht mehr unmittelbar gegen "Offen Register"-Staaten ge-
richtet ist, sondern flaggenunabhängig die an das Schiff anknüpfenden Hoheits-
befugnisse regelt, zwingt er zu einer Anhebung von Standards und führt damit 
- bewußt - auch zu einer Verringerung der Kostenvorteile "billiger" im Ver-
gleich zu traditionellen Flaggen. 

Auch wenn in der UN-Registerkonvention zur Absicherung zunehmend an-
gestrebter Ladungslenkungsmechanismen nochmals der Versuch einer interna-
tional verbindlichen Definition von Voraussetzungen der Staatszugehörigkeits-
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verleihung unternommen worden ist, hat sich der "indirect approach" in der 
Schiffahrtspraxis als wesentlich wirkungsvoller erwiesen. 

Insgesamt versucht die vorliegende Untersuchung aufzuzeigen, wie das Phä-
nomen der "flags of convenience" zur Rechtsfortbildung im Gesamtbereich des 
Rechts der Staatszugehörigkeit von Schiffen, d.h. sowohl im Recht der Flag-
genverleihung als auch im Recht der Flaggenhoheit, geführt hat. Insbesondere 
die Fortentwicklung im zuletzt genannten Rechtsgebiet reiht sich ein in den 
auch anderwärts zu beobachtenden Übergang des Seevölkerrechts von einem 
Recht der - die Staatenfreiheit betonenden - Koexistenz zu einem Recht ver-
stärkter internationaler Kooperation mit der Folge einer Neuverteilung von 
Souveränitätsrechten. Auch hier kommt somit der Grundgedanke der gemein-
samen Verantwortung aller Staaten zur Erhaltung des Lebens- und Wirtschafts-
raums "Meer" und der Schiffahrtsfreiheit insgesamt zum Ausdruck. 


